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An unſere Tefer! 


Wir laden zur Pränumeration auf das dritte Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne 
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Gleichzeitig erlauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtand 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 

Als Zahlungsmittel empfehlen wir die Poſtanweiſung zu benützen. 


Znhalt. 

Ueber Namensänderung. (Problem eines ſtaatlichen Einkommens.) 
Nach einem Vortrage, gehalten in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in 
Prag am 11. Februar 1881, von Dr. Eduard Popper, Adjunct der 
k. k. böhm. Finanzprocuratur. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Competenz der politiſchen Behörde zur Aufſtellung neuer Grenzzeichen behufs 
Bezeichnung der Grenzen zwiſchen zwei Gemeindegebieten auf Grund der 
Kataſtralmappe und der Grenzbeſchreibung. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber Namensänderung. 


(Problem eines ſtaatlichen Einkommens.) 


Nach einem Vortrage, gehalten in der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in Prag 
am 11. Februar 1881, 


von Dr. Eduard Popper, Adjunct der k. k. böhm. Finauzprocuratur. 


„Nomiua significandorum hominum gratia reperta sunt.“ 
J. 29 Inst. 2, 20 (de legat.). Die Beilegung von Namen an die 
Volksgenoſſen iſt ein Erzeugniß der natürlichen Denkkraft des Volkes, 
des Unterſcheidungsvermögens, welches frühzeitig auf ſachlichem Gebiete 
Gattungen, Arten und Unterarten durch beſondere Begriffsbezeichnungen 
ſondert, in jedem Menſchen aber einen Sonderbegriff, eine unvertret⸗ 
bare, unverwechſelbare Selbſteigenheit (Individualität) erkennt und würdigt. 
Das Wort des Horaz: „Numeri sumus“ iſt ein Dichterwort, es iſt 
nicht buchſtäblich zu nehmen ). Die Zahl bedeutet Gleichheit unter 
Vielen, Name aber iſt Heraushebung aus Vielen, iſt Gegenüberſtellung, 


) Allerdings: „In Nordamerika gibt es Menſchen, welche den Eigennamen 
abgelegt und dafür irgend eine Nummer angenommen haben, ähnlich unſern 
Dienſtmännern und Fiakern.“ Eman. Herrmann, Prineipien der Wirthſchaft, 
1873, S. 277. 


iſt Bezeichnung als Eigenart und Selbſtſtändigkeit. Mit der fortſchreitenden 
Cultur prägt ſich, wie bekannt, die Eigenartigkeit der Perſon immer 
mehr aus, ſowohl in der äußern Erſcheinung, vornehmlich im Geſichts⸗ 
ausdruck ), als auch in der Berufswahl und im Berufswirken, in den 
äußern Lebensverhältniſſen und — last not least — in dem geſammten 
Seelenleben und deſſen Aeußerungen. Slum sibi similis, nur fi 
ſelbſt ähnlich, das iſt das Kennzeichen des Culturmenſchen. 

Die Namengebung und die in ihr gelegene Anerkennung perſön⸗ 
licher Eigenart und perſönlichen Eigenwerths tritt bereits auf den unterſten 
Stufen der Menſchheit entgegen. Die Völkergeſchichte und die Völkerkunde, 
beide kennen kein Volk, deſſen Genoſſen nicht durch Namen von einander 
unterſchieden werden. Auf niedrigen Geſittungsſtuſen, bei noch eng 
begrenztem geſellſchaftlichem Verkehre, bedarf es geringer Mittel zur 
ſprachlichen Unterſcheidung der Einzelnen, da von denſelben jeweils nur 
eine geringe Anzahl gemeinſam in Betracht kommt; ein Name genügt 
zur Vermeidung von Verwechslungen Mit ſolchen niedrigen Gefittungs⸗ 
und Verkehrszuſtänden trifft übrigens regelmäßig eben jene Zeit zuſammen, 
in welcher der Sprach- und Namenſchatz des Volkes noch nicht feſt 
ausgebildet it und neue Namen vom und je nach Bedürfniß, richtiger: 
vom und je nach Belieben gebildet werden. Auf höherer Entwicklungs⸗ 
ſtufe, bei einer großen Vielheit mit einander im Verkehr befindlicher 
Perſonen, wo zugleich die Sprach- und Namenbildung einen Stillſtand 
erreicht hat, genügt der Eine Name zur genauen Unterſcheidung jedes 
Einzelnen nicht, weil dann im Kreiſe gemeinſamen Verkehrs Mehrere 
gleichen Namens ſich finden. Der Volksgeiſt aber iſt erfinderiſch; er 
bedenkt den Betreffenden außer mit dem ſchon bei der Geburt verliehenen 
Namen auch noch mit einem andern, einem Beinamen; derſelbe iſt regel— 
mäßig aus Eigenſchaften, Verhältniſſen oder Ereigniſſen geſchöpft, welche 
die Erinnerung des Kreiſes der Nächſten mit der Perſon des Betreffenden 
lebhaft verknüpft hat. Aus dieſen Beinamen ſind großentheils die 
Geſchlechts-(Stamm⸗, Familien-, Zu⸗) Namen hervorgegangen, und zwar 
großentheils entweder dadurch, daß der die Annahme jenes Beinamens 
begründende Umſtand (3. B. durch Fortbeſitz eines beſonders benannten 
Grundeigens, Fortbetrieb der ahnherrlichen Beſchäftigung) in den Nach— 
kommen ſich wiederholte, oder aber, daß das enge Band, welches ſich 
um die Familiengenoſſen ſchlang, dieſen aus kindlicher Anhänglichkeit 
und Sinn für verwandtſchaftliche Zuſammengehörigkeit die gemeinſame 
Fortführung des väterlichen Beinamens nahelegte, oder auch, daß der 


Kreis der Nächſten es war, der aus Laune oder ernſterer Abſicht jenen 


für den Ahnherrn gewillkürten Beinamen auch auf die Nachkommen⸗ 


ſchaft übertrug **). In Fällen endlich, wo nicht frühzeitig auf dieſe 


Weiſe die Bildung von Familiennamen ſich vollzog, nöthigte zur An⸗ 
nahme ſolcher die Sitte, auch wohl das Recht ſpäterer Jahrhunderte. 


E. Häckel, Natürliche Schöpfungsgeſchichte, S. 253: „Mit zunehmender 
m. differenzirt ſich die Phyſiognomie der Individuen in entſprechendem 
rade.“ 
) Vgl. A. F. Pott, Die Perſonennamen, insbeſondere die Familien⸗ 
namen und ihre Entſtehungsarten, Leipzig 1853, S. 9 flg. 


So iſt denn der Name, der den Einzelnen von der Wiege bis 
zum Grabe begleitet, nichts Selbſterworbenes oder Selbſterwähltes, 
ſondern eine vom Zufall oder doch von nicht eigener Willkür beigelegte 
Bezeichnung, ein Wort, ein Schatten, nichts mehr, — wie Goethe ſagt: 
„Schall und Rauch.“ 

Und doch! „Ein Begriff muß bei dem Worte ſein.“ Mit dem 
Namen verbindet die Geſellſchaft die Erinnerung der beſondern und 
unterſcheidenden Merkmale, der Eigenſchaften und Beziehungen, welche 
im Lebensgange der Perſönlichkeit bis nun zu Tage traten. 

Der Name wird zum Gedächtnißzeichen für das Maß erworbener 
Anerkennung, welche dem ſittlichen Werthe, der geiſtigen Kraft, der 
beruflichen Tüchtigkeit, der wirthſchaftlichen Verläßlichkeit und dem geſell⸗ 
ſchaftlichen Betragen und Einfluß des Betreffenden gezollt wird Und 
ſelbſt — „tt der Leib in Staub zerfallen, lebt der große Name noh.“ 
Es iſt ſomit das Wortbild, die Lautzuſammenſetzung im Namen aller- 
dings eine ſchon anfängliche, theils zufällige, theils fremd-willkürliche, 
der Begriff aber, den jenes Wort deckt, etwas allmälig Gewordenes 
und großentheils Selbſterworbenes. Durch dieſe begriffliche Ausfüllung 
hört der Name auf, blos „Schall und Rauch“ zu ſein Auch hält er 
die Kenntniß des ſeinem Träger zukommenden Maßes von Vertrauen 
nicht nur in den Perſonen ſeines bisherigen Lebenskreiſes feſt; mit dem 
Namen dringt vielmehr die Kenntniß jenes Vertrauens auch in die neuen 
Kreiſe, zu denen der Betreffende in Beziehungen treten mag, erſchließt, 
beſtimmt oder aber verſchließt ſonach neue geſellſchaftliche Verhältniſſe, 
ſeien nun dieſe geiſtig-geſelliger, oder aber familienhafter und wirth— 
ſchaftlicher, alſo privatrechtlicher Natur. So wird der Name zu einem 
Werthzeichen, zu einer Anweiſung auf je ein beſonderes Maß getetichaft- | 
licher Geltung. Auf wirthſchaſtlichem Gebiete drückt ſich di ſe Natur 
des Namens vornehmlich in der Vertrauenskundſchaft aus, welche in 
dem höchſt entwickelten, in dem durch Handelsrecht geregelten Vermögens— 
verkehre den Namen als Firma, ſogar zu einem ſelbſtſtändigen Verkehrs- 
und Preisgegenſtand geſtaltet hat Aber auch im öffentlichen Rechte 
wird der Name von Bedeutung als jene Bezeichnung, unter welcher 
der Einzelne dem geordneten Gemeinweſen als Träger ſowohl öffent— 
licher Pflichten, z. B Wehrpflicht, Steuerpflicht, als auch öffen licher 
Rechte (Heimatrecht, Bürgerrecht, Wahlrecht u. dil.) bekannt und erkenn— | 
bar iſt. | 

Der Name als geſellſchaftliches Erkennungs- (und Werth) Zeichen | 
der perſönlichen Eigenart und Eigenverhältuiſſe iſt ſonach mit der 
Perſon engitens verbunden. H. Rösler und gleich ihm Kaſerer nennen 
ihn ein „Attribut“ derſelben ). Sollte er ein character indelebilis 
ſein? Sitte und Recht der Vergangenheit und Gegenwart verneinen 
dies, und zwar das gegenwärtige Recht der Culturſtaaten allgemein 
dadurch, daß weibliche Perſonen durch Verheiratung den wichtigſten, 
weil meiſt unterſcheidenden, den Zu-Namen nothwendig ändern; das 
öſterr. Recht verneint dies nebſtdem dadurch, daß Uebertritt zum Chriſten- 
thum, Adelsverleihung und landesbehördliche, immer aber nur „in 
rückſichtswürdigen Fällen“ erlangbare Bewilligung zur Namensänderung 
ermächtigt. (Hofdeeret vom 5. Juni 1826, pol. G. S. Bd. 54, S. 36; 
k. Vordg. vom 20. December 1848, R. G. Bl. Nr. 39 und Vordg. 
des Staatsminiſt. vom 18. März 1866, 3. 1452). Aber nicht nur 
heiratsgeneigten Perſonen weiblichen Geſchlechts, vielmehr allgemein 


auch Männern, dann insbeſondere in Fällen, wo Uebertritt zum Chriſteu- 
thum, z. B. bei ſolchen, die bereits Chriſten ſind, ausgeſchloſſen iſt, 
und wo weder der Adel, noch die eheweibliche Eigenſchaft erlangt wird, 


* H. Rösler: Deutſch. Verwaltungsrecht, Bd. I., 1872, S. 80 und 
Dr. Joſ. Kaſerer in: Juriſtiſche Blätter, Fahrg. VII, 1878, S. 124. Dagegen 
Wiarda, Ueber deutſche Vornamen und Geſchlechtsnamen, Berlin 1800, S. 206: | 
„Der Name oder Geſchlechtsname iſt das private Eigenthum (ö) eines Geſchlechts.“ 
Rob. Hermann Ueber das Recht der Na nensführung und der Namensänderung, 
im Archiv für civiliſtiſche Praxis, 45. Bd., 1862, S. 317 flg.: „Wir find 
geneigt, den der Perſon nach beſtimmten Rechtsregeln zukommenden Namen in 
demſelben Siune einen Zuſatz zur Perſönlichkeit zu nennen. Wie bei dieſen das 
in ihnen durchbrechende öffentlich-rechtliche Element die privatrechtliche Seite nicht 
vernichtet, ſo glauben wir auch im Namenweſen eine öffentlich-rechtliche und eine 
privat⸗rechtliche Seite erkennen und auseinanderhalten zu müſſen.“ v. Gerber, 
Syſtem des deutſchen Privatrechts, 11. Aufl. 1873, S. 90, flg.: „Wenn man 
unter Umſtänden dagegen geſchützt wird, daß ein Anderer einen mit unſerem 
Namen übereinſtimmenden Namen annehmen will, ſo beruht dies nicht auf einem 
ausſchließlichen privat⸗rechtlichen Namenwerth (der Name iſt kein Theil des 
privat⸗rechtlichen Vermögens), ſondern allein darauf, daß es gewiſſe Namens⸗ 
intereſſen gibt, welche die Verwaltungs behörden gegen Beeinträchtigung 
vertreten.“ 
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ein Träger dieſes Namens bereits vorhanden iſt, 


kann eine Namensänderung wünſchenswerth ſein. Soll dieſelbe dann von 
landesbehördlicher Beurtheilung, ob und daß ein beſonders rückſichts— 
würdiger Fall vorliege, abhängig bleiben? 

Mit dem Namen verbindet ſich, wie bemerkt wurde, die Erinnerung 
der ſeinem Träger in der Geſellſchaft gezollten Geltung. Es drängt ſich 
aber die Wahrnehmung auſ, daß manche Namen den Erwerb geſell— 
ſchaftlicher Geltung geradezu erſchweren, ſei es, daß ſie lächerlichen, 
Spott erweckenden Klanges ſind, oder einen dem Träger unliebſamen 
Urſprung offenbaren oder aber, daß das Verhalten von Inhabern des 
gleichen Namens dieſen mit einem Makel behaftet hat, welcher dem 
unſchuldigen Namensgenoſſen die Abwehr auch ſchon jedes Scheins einer 
Verbindung mit jenem, und insbeſondere die Vermeidung der Ver— 
wechslung mit demſelben, nöthig macht. Aber auch dann iſt die Ver— 
meidung der Verwechslung und zu dieſem Behufe die Namensänderung 
nicht ſelten ſehr erwünſcht, wo die Gleichnamigkeit, felbſt ohne daß der 
Name irgendwie beſchol'en worden wäre, überhaupt im Handel und 
Wandel beirrt, in welchen Fällen allerdings ſchon durch bloße Aenderung 
des Vornamens oder Hinzufügung eines zweiten Vornamens großentheils 
könnte abgeholfen werden. 

Für obige ſehr zahlreich auftretende Fälle ſeien kurz einige „ge— 
ſchichtliche“ Beiſpiele gegeben. Wie Hammer (im Wiener Jahrbuch, 
Bd. 57, Ihrg. 1832, S. 151) berichtet, hieß der Miniſter Maria There 
ſia's urſprünglich Thunichtgut, welcher Name eine oberöſterreichiſche 
Verſtümmelung des eigentlich wälſch-tiroliſchen Namens Tunicotto ge⸗ 
weſen ſein ſoll und von Maria Thereſia in den Namen Thugut um⸗ 


gewandelt wurde, augenſcheinlich um den Spott von der Perſon und 


dem von derſelben bekleideten Amte abzulenken. Napoleon der Große 
fand es gerathen, ſeinen italieniſchen Urſprung durch Unmſchreibung 
ſeines Namens Buonaparte in Bonaparte zu verdecken. Dubois ⸗Rey⸗ 
mond begann im Jahre 1870 eine akademiſche Rede mit den Worten: 
„Entſchuldigen Sie meinen franzöfichen Namen“. ... Nach den Frevel— 
taten Francesconi's und Nobiling's ſchritten zahlreiche Familien gleichen 
Namens um Namensänderung ein und jünge meldeten die Blätter, 


ein Mann Namens Thomas habe ſich ſelbſt gemordet aus Verzweiflung 


darüber, daß er wegen ſeiner Namensverwandtſchaft mit dem Bremer 
hafener Verbrecher unabläſſig gehänſelt wurde. Dem Manne konnte 
geholfen werden. 

Aber ſchon das eigene äſthetiſche Mißfallen am eigenen Namen 
kann als Grund gelten, eine Aenderung desſelben anzuſtreben. Es iſt 
in der That ein mißliches Anſinnen an den Culturmenſchen, der ge 
und verwöhnt iſt, ſein Leben mit Annehmlichkeiten auszuſchmücken, daß 
er ein unliebſames Etwas ſeinem Selbſt unausgeſetzt ankleben, ſich ſein 
Leblang von einem Rufworte verfolgen laſſen müſſe, das er gerne, und 
ſelbſt mit Opfern, durch ein gefälligeres erſetzt wiſſen möchte. 

Worin können Bedenken gegen eine Namensänderung gelegen 
ſein? Unter dem Namen iſt der Einzelne den Einzelnen und den ſtaat— 
lichen Anſtalten bekannt Eine Namensänderung beinhaltet ſonach: 

1. Die Gefahr der Nichterkennung deſſen, daß der Träger des 
neuen mit dem des abgeſtreiften Namens identiſch ſei, welche Gefahr 
ſowohl für die Privatverhältniſſe der Mitlebenden als auch für das 
öffentliche Recht erwächſt; 

2. ferner die Gefahr, daß der neu angenommene Name, wenn 
zu irgend welchen, 
dieſem Letztern unliebſamen Verwechslungen führen, oder aber 
dieſem gleichfalls unerwünſcht — auf verwandtſchaftliche Beziehungen 
beider deuten könnte. 

Dieſe Bedenken erheiſchen nachbezeichnete Vorſichten, durch welche 
dieſelben aber auch, außer etwa bei Maſſenhaftigkeit der Namens- 
änderungen, zureichend befriedigt werden: 

Der Erkennbarkeit der Identität iſt für das öffentliche Recht 
durch Eintragung der Namensänderung in die Geburts-, Tauf⸗ 
und überhaupt Standesregiſter, dann in ſämmtliche, über die öffent⸗ 
lichen Rechte und Pflichten des Bewerbers (und ſeiner Abkömmlinge, 
wie auch ſeiner Gattin) geführte Aufzeichnungen, für das private 
Recht aber durch eine, in weiteſte Kreiſe dringende amtliche Ver⸗ 
lautbarung genügt. Erſt nach einer beſtimmten Verlautbarungsfriſt 
(dieſelbe beträgt z. B. nach badiſchem Rechte drei Monate, nach fran- 
zöſiſchem Rechte ein Jahr) trete die angeſuchte Namensänderung in Kraft. 
Die Gefährdung Derjenigen, welche den neuanzunehmenden Namen etwa 
bereits führen, iſt durch jene Verlautbarung derart zu berückſichtigen, 
daß dieſelbe an fie die Aufforderung richtet, innerhalb der Verlaut— 


barungsfriſt etwaigen Einſpruch zu erheben. Wird von eben dieſen 
Intereſſenten rechtzeitig, gleichviel ob mit oder ohne Begründung, Ein⸗ 
ſpruch erhoben, dann ſoll die Annahme des beſtimmten, angeſuchten 
Namens nicht geſtattet fein, 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz der politiſchen Behörde zur Aufſtellung neuer Grenz⸗ 
zeichen behufs Bezeichnung der Grenzen zwiſchen zwei Gemeinde⸗ 
gebieten auf Grund der Kataſtralmappe und der Grenzbeſchreibung. 

Unterm 31. Auguſt 1879 hat die Verwaltung des Gutsgebietes 
P. an die Bezirkshauptmannſchaft B. die Anzeige erſtattet, daß die 
Gemeinde H. die beſtandenen Grenzmarken zwiſchen der Gemeinde H. 
und der Gemeinde P. eigenmächtig vernichtet habe, wobei die Gemeinde 
H. behauptete, daß die im Jahre 1879 nach H. behufs Reambulirung 
der Kataſtralparcellen entſendeten Kataſtralgeometer der Gemeinde H. 
erklärt haben, daß der an die Grundſtücke der Gemeinde H. angrenzende 
Teich ein gemeinſchaftliches Eigenthum dieſer Gemeinde und des Guts— 
beſitzers D. bildet, und daß dieſe Grundſtücke weit in den Teich hinein— 
reichen. Die Gutsverwaltung ſtellte in dieſer Anzeige das Anſuchen, 
damit der Bezirksingenieur an Ort und Stelle entſendet werde, um die 
Kataſtralgrenze in den früheren Stand zu ſetzen, und daß die genannten 
Geometer wegen ihres pflichtwidrigen Vorgehens zur Verantwortung 
gezogen werden. 

Ueber dieſe Anzeige 
commiſſionelle Verhandlung 
aus P und H. ſowie der 


hat die Bezirkshauptmannſchaſt B. eine 
angeordnet und hiezu die Gemeindevorſtände 
Gutsgebietsvorſtand eingeladen. 

Dieſe am 10., 11., 12 und 13. Auguſt 1880 unter Zuziehung 
des k. k. emer. Geometers S. durchgeführte Verhandlung wurde mit 
der Regelung der Grenze auf Grundlage der Kataſtralmappen und der 
vom k. k. Kataſtralmappenarchw ausgefolgten Beſchreibung des Grenz— 
zuges zwiſchen den Steuergemeinden H. und P. begonnen. Bei den 
Grenzhügeln Nr. 16 und 15, wo der Teich die Grenze zwiſchen den 
Gemeinden H. und P. bildet, war die Gemarkung ganz unkenntlich 
gefunden worden und in Anbetracht deſſen, daß der Teich mit Rück— 
ſicht auf den verſchiedenen Waſſerſtand keine ſtabile Grenze bilden 
könne, wurde von der Commiſſion zur Feſtſtellung der Grenze ge— 
ſchritten. Bei dieſer Feſtſtellung und Bezeichnung der Grenze waren die 
Gemeindevo ſteher und deren Stellvertreter aus H. und P. und außer— 
dem mehrere Gemeindeinſaſſen aus H anweſend, welche ſich jedoch 
während der commiſſionellen Verhandlung mit der Aeußerung entfernt 
haben, daß ſie in die beabſichtigte Abgrenzung nicht einwilligen werden, 
zumal dieſelbe bei der urſprünglichen Kataſtralbemeſſung nicht durch— 
geführt wurde; auch ſtellten ſie das Anſuchen, daß dieſe Abgrenzung 
nicht auf Grundlage der Kataſtralmappen, ſondern derart bewirkt wer— 
den, wie ſie im Jahre 1879 vom Kataſtralingenieur R. bei der Ream-⸗ 
bulirung bezeichnet und abgeſteckt worden ſei. Von den commiſſioniren— 
den Beamten wurden die Gemeindeinſaſſen belehrt, daß die im Zuge 
befindliche Abgrenzung keinen Einfluß auf die Eigenthumsverhältniſſe 
ausüben werde. Ungeachtet deſſen haben ſich dieſe Gemeindeinſaſſen 
zurückgezogen und die Commiſſion war genöthigt, die Feſtſtellung der 
gedachten Grenze auf Grundlage der Kataſtral mappen ohne Mitwirkung 
der gedachten Gemeindeinſaſſen durchzuführen. 

Die Gemeindegrenze zwiſchen den Grenzhügeln Nr. 16 und 15 
wurde nämlich in der Weiſe feſtgeſtellt, daß an jeder Krümmung der 
Kataſtralgrenze ein Pfahl (deren Geſammtzahl 83 Stück betrug) einge- 
ſchlagen wurde. 

Nach Beendigung dieſer Amtshandlung wurden am nächſtfolgenden 
Tage (14. Auguſt) die Gemeindevorſtände von P. und H aufgefordert, 
die eben eingeſchlagenen Grenzpfähle zu überwachen, wobei ſie zugleich 
auf die geſetzlichen Folgen einer Grenzverletzung aufmerkſam gemacht 
wurden. 

Am 18. September 1880 iſt ſeitens des Gutsgebietsvorſtandes 
an die Bezirkshauptmannſchaft B die Anzeige erſtattet worden, daß die 
im Monate Auguſt durch die Commiſſion geſteckten Grenzzeichen von 
unbekannten Thätern wieder entfernt und vernichtet wurden und daß dieſe 
Geſetzwidrigkeit über Auftrag des Gemeindevorſtehers aus H. begangen 
wurde. 
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Auf Grundlage einer diesfalls gepflogenen Unterſuchung hat die 
Bezirkshauptmannſchaft B. mit dem Erkenntniſſe vom 26. September 
1880. Z. 17.199, die Gemeinde H. wegen der Nichteinhaltung des in 
der Gemeinde kundgemachten Verbotes der Vernichtung der im Auguſt 
durchgeführten Abgrenzung auf Grundlage des § 11 der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer Geld- 
ſtrafe von 50 fl. verurtheilt und mit Berufung auf den § 7 dieſer 
kaiſ. Verordnung verordnet, daß die von der bezirkshauptmannſchaftlichen 
Commiſſion aufgeſtellten und von der Gemeinde H. vernichteten Grenz⸗ 
zeichen auf Koſten der Gemeinde H in den früheren Stand geſetzt 
werden. 

Ueber den gegen dieſes Erkenntniß gerichteten Recurs der Gemeinde 
H. hat die galiziſche Statthalterei mit der Entſcheidung vom 6. Decem- 
ber 1880, 3 53.571, das obige Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft 
nach ſeinem vollen Inhalte behoben und die die Grundlage dieſes 


Erkenntniſſes bildende commiſſionelle Erhebung, beziehungsweiſe die 
commiſſionell durchgeführte Abgrenzung der beiden Gemeinden für 
null und nichtig erkannt und dies aus dem Grunde, weil dieſe 


Angelegenheit nicht zur Competenz der politiſchen Behörden gehöre. 
„Denn es handelt ſich im vorliegenden Falle nicht um die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten wegen der Grenze zwiſchen der Gemeinde 
H. und P. im Sinne der Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853 
(R. G. Bl. Nr. 10) und der Miniſterialverordnung vom 23. Sep⸗ 
tember 1865 [R. G. Bl. Nr. 92), zumal dieſe Grenze den intereſſirten 
Parteien wohl bekannt iſt, indem ſie in den Kataſtralmappen beſchrieben 
ſind durch Kataſtralgrenzhügeln ſichtbar gemacht iſt und in der Strecke 
vom Grenzhügel Nr. 15 zum Grenzhügel Nr. 16 der Teich der Ort— 
ſchaft P von der Gemeinde H. abgrenzt. Es handelt ſich hier eigentlich 
um die Errichtung neuer Grenzzeichen in der Strecke vom Grenzhügel 
Nr. 15 bis zum Grenzhügel Nr. 16 zwiſchen dem berrſchaftlichen Teiche 
in P und den der Gemeinde H. gehörigen Grundſtücken und dieſe Amts- 
handlung gehört im Sinne der S8 850—853 des allg. bürgerlichen 
Geſetzbuches zur Competenz der Gerichtsbehörden, zumal dieſe Angelegen— 
heit im innigen Zuſammenhange mit dem Rechtsſtreite ſteht, welchen die 
Herrſchaft P. gegen die Gemeinde H. wegen Aneignung eines Theiles des 
in Folge des niedrigen Waſſerſtandes im Teiche ausgetrockneten Teichgrundes 
bereits gerichtlich ausgetragen hat.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte die Herrſchaft P. den Meinifterial- 
recurs ein, worin die von der Statthalterei geltend gemachte Rechts— 
anſchauung bekämpft und hervorgehoben wird, daß es ſich im vor— 
liegenden Falle um die Feſtſtellung der zwiſchen dem Gutsgebiete P. 
und der Gemeinde H. ſtreitigen Grenze handelt, welche Streitigkeiten 
mit Rückſicht darauf, daß ſie zu verſchiedenen Competenzconflieten zwiſchen 
den Verwaltungsbehörden und den Gerichten Anlaß geben können, im 
Sinne der Miniſterialverordnung vom 23. September 1865, R. G. Bl. 
Nr. 92, von den politiſchen und nicht von den gerichtlichen Behörden 
zu entſcheiden ſind. 

Das k. k Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe 
30 April 1881, 3. 1635, nachſtehends erkannt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Guts— 
gebietsvorſtandes von P. Folge zu geben, die angefochtene Statthalterei⸗ 
Entſcheidung zu beheben und die Statthalterei aufzufordern, den Recurs 
der Gemeinde H. gegen das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft 
B. vom 26. September 1880, 8. 17.199, der meritoriſchen Entſchei⸗ 
dung zu unterziehen. 

Dieſe Entſcheidung beruht auf der Erwägung, daß, nachdem es 
ſich in der vorliegenden Angelegenheit darum handelt, daß die Grenze 
zwiſchen den Gemeinden P. und H., beziehungsweiſe zwiſchen dem 
Gutsgebiete und der Gemeinde H. auf Grund der Kataſtralmappe und 
der Grenzbeſchreibung bezeichnet werde, die politiſche Competenz zu der 
bezüglichen Entſcheidung, welche für die Competenzgrenze der Gemeinden 
und des Gutsgebiets maßgebend iſt, nach 8 30 des kreisbehördlichen 
Wirkungskreiſes vom Jahre 1853 und nach der Miniſterialverordnung 
vom 23. September 1865, R. G. Bl. Nr. 92, welche Beſtimmungen 
die Entſcheidung über Streitigkeiten wegen Begrenzung der Gemarkung 
von Gemeinden den politiſchen Behörden zuweiſen, nicht abgelehnt 
werden kann und daß durch die bezügliche politiſche Entſcheidung über 
Privatrechte nicht abgeſprochen wird.“ L. 


vom 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 30. October. 


Nr. 27. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 22. Auguſt 1880, 
3. 43.099, betreffend die Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten. 

Nr. 28. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Acker⸗ 
baues und des Handels vom 12. April 1880, mit welcher Durchſührungs⸗ 
beſtimmungen zu dem Geſetze vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 35), 
betreffend die Tilgung anſteckender Thierkrankheiten, erlaſſen werden. 

Nr. 29. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 22. Auguſt 1880, Z. 43.099, 
betreffend die Abwehr und Tilgung der Rinderpeſt. 

Nr. 30. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Acker⸗ 
baues und des Handels vom 12. April 1880, mit welcher Durchſührungs⸗ 
beſtimmungen zu dem Geſetze vom 29. Februar 1880 (R. G. Bl. Nr. 37), be⸗ 
treffend die Abwehr und Tilgung der Rinderpeſt, erlaſſen werden. 

Nr. 31. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. Juli 1880, 
8. 36.663, betreffend die Inſtruction für die Viehbeſchauer an den zum Ein- und 
Ausladen der Wiederkäuer beſtimmten Eiſenbahnſtationen. 

Nr. 32. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 19. Juli 1880, 
3. 36.663, betreffend die Inſtruetion für die Beſchauer des mit der Eiſenbahn zu 
transportirenden Fleiſches. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 2. October. 


Nr. 33. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 12. Auguſt 
1880, Nr. 8224 pr., betreffend die Ausſcheidung mehrerer Gemeinden aus den 
Sprengeln der k. k. Bezirksgerichte Skalat, Grzymakow und Noweſioko und deren 
Zuweiſung zu den Sprengeln der k. k. Bezirksgerichte Tarnopol und Skalat. 

Nr. 34. Geſetz vom 8. September 1880, womit der Abſatz d des Art. V 
des Geſetzes vom 22. Juni 1867, L. G. und V. Bl. Nr. 13, betreffend die 
Unterrichtsſprache in den Volks⸗ und Mittelſchulen des Königreiches Galizien und 
Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, abgeändert wird. 

XV. Stück. Ausgeg. am 5. November. 


Nr. 35. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 28. September 1880, 
3. 49.931, betreffend die Bewilligung zur Einhebung eines Zuſchlages zur 
Verzehrungsſteuer für die Stadtgemeinde Kuty, Koſſower Bezirkes. 

Nr. 36. Kundmachung der k. k. galiziſchen Poſtdirection vom 4. October 1880, 
3. 17.364, wegen Feſtſetzung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. October 1880 
bis Ende März 1881. 

Nr. 37. Kundmachung der k. k. Poſtdirection vom 15. October 1880, 
Z. 18.093, wegen Vereinigung des k. k. Telegraphen-Amtes in Jaroslau mit dem 
dortigen k. k. Poſtamte. 

Nr. 38. Kundmachung des k. k. Statthalterei-Präſidiums in Lemberg vom 
13. October 1880, Z. 9519 pr., betreffend die Errichtung eines neuen k. k. Bezirks⸗ 
gerichtes in Zydaczöw. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 23. November. 

Nr. 39. Geſetz vom 24. October 1880, wirkſam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, 
Stadtgemeinde Biala die Einhebung einer Gebühr von den Hausmiethzinſen be⸗ 
willigt wird. 

Nr. 40. Geſetz vom 28. October 1880, wirkſam für das Königreich Galizien 


und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau betreffend die Trennung der 


bisher in eine Gemeinde Krzemienna vereinigten Anſäßigkeiten Niewiſtka und 
Krzeminna, Brzozower Bezirkes. 

Nr. 41. Geſetz vom 24. October 1880, wirkſam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, womit der Markt⸗ 
gemeinde Nadwörna die Bewilligung zur Einhebung von Gemeindeauflagen von 
ſpirituoſen Getränken und von Bier ertheilt wird. 

Nr. 42. Kundmachung des Landesausſchuſſes des Königreiches Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 19. October 1880, 
3. 46.323, betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus 
zu Zloczöw. 

Nr. 43. Geſetz vom 30. October 1880, wirkſam für das Königreich 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die 
Eintheilung des Landes in Schulbezirke. 


(Fortſetzung folgt.) 
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womit der 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben dem bei der galiziſchen Statthalterei in Verwendung 
ſtehenden Bezirkshauptmann Aurel Köveß anläßlich ſeines Uebertrittes in den 
dauernden Ruheſtand den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes mit Nach⸗ 
ſicht der Taxen zu verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector bei der böhmiſchen Statt⸗ 
halterei Franz Stolba anläßlich ſeines Uebertrittes in den bleibenden Ruheſtand 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes mit Nachſicht der Taxen zu verleihen geruht. 

Seine Majeſtät haben dem Zollamtsverwalter in Brody Anton v. Popiel 
den Titel und Charakter eines Zolloberamtsverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur in Prag Florian Urban tax⸗ 
frei den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamtsverwalter in Olmütz Joſeph 
Sierſch anläßlich ſeiner Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand taxfrei den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident hat den Official Johann Morawek zum Hilfs⸗ 
ämter⸗Directionsadjuncten im Miniſterrathspräſidium ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat als Leiter des Miniſteriums des Innern den 
Bezirkscommiſſär Joſeph Tondie zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Adjuncten Vincenz Jakſa und Arthur 
Richter zu Bergeommiffären der Bergbehörden ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Johann Kneßl zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer für den Bereich der Finanz-Landesdirection in Brünn und den 
Controlor des Lottoamtes in Graz Karl Ertl zum Verwalter dieſes Amtes 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Georg van Aken in Krems 
und den Poſtcontrolor Anton Bayer in Wien zu Oberpoſtcontroloren im Bezirke 
der Poſtdirection für Wien und Umgebung ernannt. 


Erledigungen. 

Prakticantenſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Wien mit dem Adjutum 
von 300 fl., bis 2. Juli 1881 beim Präſidium der n. ö. Finanz⸗Landesdirection 
in Wien. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Poſtexpedientenſtelle in St. Anton, Bezirkshauptmannſchaft Scheibbs, gegen 
Dienſtvertrag und Caution per 200 fl., Jahresbeſtallung 200 fl., Amtspauſchale 
jährlich 60 fl. und Landbrieiträgerpaufchafe jährlich 400 fl., bis 6. Juli 1881 
bei der k. k. Poſtdireetion in Wien. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Polizeiärztliche Functionärsſtelle bei dem k. k. Bezirks⸗Polizeicommiſſariate 
Neubau mit entſprechender Jahresremuneration, bis Ende Juni 1881 bei der 

k. k. Polizeidirection in Wien. (Amtsbl. Nr. 138.) 

Telegraphen⸗Oberamtscontrolorsſtelle bei der Telegraphenhauptſtation in 
Prag mit der achten Rangsclaſſe und der Verpflichtung zum Erlage einer Cau⸗ 
tion per 400 fl., bis 10. Juli 1881 bei der Telegraphendirection in Prag. 
(Amtsbl. Nr. 138.) 


In Kürze erſcheint: 


Nationalökonomik des Handels und Gewerdieisses, 


Dritter Band des Syſtems der Volkswirthſchaft von 


Wilhelm Roſcher. 
Preis circa fl. 7.80. 
Beſtellungen erbittet die Buchhandlung von Moritz Perles 
in Wien, Stadt, Bauernmarkt JI. 


Voranzeige. N 
In wenigen Wochen erscheint der langerwartete III. Band von 


3 » 
| Roscher’s System der Volkswirthschaft. 
gr. 8. geh. Umfang circa 54 Bogen. Preis 8 fl. 
Bestellungen hierauf nimmt entgegen die 
Manz'sche k. k. Hofverlags- u. Universitäts-Buchhandiung, 
Wien. 


In dieſen Tagen erſcheint in dritter vielfach vermehrter und ver⸗ 
befſerter Auflage das 
Vollſtändige Sach- und Nachſchlage-Regiſter zum öſter- 

reichiſchen Keichsgeſetzblatte 

von deſſen Beginn 1849 bis zum Schluſſe des Jahres 1880 nach 
Materien chronologiſch geordnet mit einem 10.000 Schlagworte um⸗ 
faſſenden alphabetiſchen Index über ſämmtliche Bände des öſterreichiſchen 
Reichsgeſetzblattes von 1849 bis Ende d. J. 1880, bearbeitet und 
herausgegeben von Franz Starr, k. k. Sectionsrath. 

Preis des Regiſters geheftet 4 fl., gebunden 4 fl. 60 kr. 

Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Stadt, Bauerumarkt 11. 


1 “Hiezu als Beilage: Bogen 9 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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